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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 6 i Ausgegeben Danzig, den 9. Februar 1925 


Inhalt. Geſetz betreffend Kündigung von langfriſtigen Miet⸗ und Pachverträgen zwecks Aenderung der Zins⸗ 

abrede (S. 23). — Bekanntmachung betreffend das Abkommen vom 14. Februar 1924 zwiſchen der Freien Stadt Danzig 
und der Republik Polen zur Ausführung des Artikels 61 des Abkommens vom 24. Oktober 1921 betreffend die Sicherheits⸗ 
leiſtung für die Prozeßkoſten und die Vorauszahlung der Gerichtskoſten (S. 27). — Verordnung über Ergänzung bezw. 
1 der Bekanntmachung der neuen Faſſung des Verſorgungsgeſetzes und des Altrentnergeſetzes vom 26. Auguſt 
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15 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Ge ſe tz f 
betreffend Kündigung von langfriſtigen Miet⸗ und Pachtverträgen zwecks Anderung der Zinsabrede. 
Vom 29. 1. 1925. f 8 


; 8 15 
Miet- und Pachtverträge über Grundſtücke und Grundſtücksteile, die vor dem 1. April 1923 
für einen kalendermäßig beſtimmten Zeitraum von mehr als einem Jahre oder für einen in anderer Art 
als nach dem Kalender beſtimmten Zeitraum abgeſchloſſen ſind, können nach Ablauf eines Jahres ſeit 
Beginn der Miet- oder Pachtzeit vom Vermieter oder Verpächter zum Zwecke der Miet- oder Pachtzins⸗ 
ſteigerung oder vom Mieter oder Pächter zum Zwecke der Miet- oder Pachtzinsminderung für den Schluß 
eines Kalendervierteljahres gekündigt werden. R 
Iſt von den Vertragsparteien bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes eine Steigerung des 
Miet- oder Pachtzinſes vereinbart worden, jo iſt die Kündigung früheſtens für den Schluß desjenigen 
Kalendervierteljahres zuläſſig, das demjenigen Kalendervierteljahr folgt, in deſſen Verlauf auf Grund der 
Vereinbarung zum erſtenmal der geſteigerte Miet- oder Pachtzins zu entrichten war. c 
Die Kündigung hat ſpäteſtens am dritten Werktage des Vierteljahres zu erfolgen, für deſſen 
Schluß fie wirken ſoll. Sie bedarf der ſchriftlichen Form. 8 
55 8 a 8 2. 
Die Kündigung nach § 1 iſt ausgeſchloſſen: 
1. wenn der Pachtzins gemäß der Pachtſchutzordnung anderweitig feſtgeſetzt werden kann, 
2. wenn Gegenſtand des Vertrages ein Mietverhältnis iſt, das ſich lediglich auf eine Wohnung 
oder auf eine Wohnung und in unmittelbarem baulichem und räumlichem Zuſammenhang 
mit ihr ſtehende andere Räume bezieht. 5 
Auf die Kündigung nach 8 1 finden Vorſchriften, nach denen der Vermieter nur mit vorheriger 
Zuſtimmung des Mieteinigungsamtes rechtswirkſam kündigen oder ſeine Kündigung auf Anrufen des 
Mieters nachträglich durch das Mieteinigungsamt für rechtsunwirkſam erklärt werden kann, keine Anwendung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 2. 1925). 
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SA. A 
Können ſich die Parteien über die Höhe des neuen Miet- oder Pachtzinſes nicht einigen, ſo wird 
ſie auf Antrag einer Partei feſtgeſetzt. 
Der Antrag iſt an die nach $ 6 zuſtändige Stelle zu richten. Er bedarf der ſchriftlichen Form 
und ſoll eine Darſtellung des Sach- und Streitgegenſtandes enthalten. 


SED: 

Die Feſtſetzung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung. 
§ 6. 

on die Feſtſetzung find zuſtändig: 

. Bei Mietverträgen über Grundſtücke und Grundſtücksteile, bei denen — wenn die Vorſchrift 
des § 3 nicht beſtände — der Vermieter nur mit vorheriger Zuſtimmung des Mieteinigungs- 
ans rechtswirkſam kündigen oder jeine Kündigung auf Anrufen des Mieters nachträglich 
durch das Mieteinigungsamt für rechtsunwirkſam erklärt werden könnte, das Mieteinigungs⸗ 
amt, in deſſen Bezirk das Grundſtück oder der Grundſtücksteil belegen iſt. Liegt das Grund⸗ 
ſtück oder der Grundsſtücksteil in den Bezirken mehrerer Mieteinigungsämter, ſo iſt jedes 
von ihnen zuſtändig; 

2. bei andern Miet⸗ und bei Pachtverträgen über Grundſtücke und Grundſtücksteile eine vom 
Präſidium des Landgerichts zu beſtimmende Kammer für Handelsſachen. 
Eine nach dieſen Beſtimmungen an ſich unzuſtändige Stelle wird zuſtändig dadurch, daß 
a) die Parteien vor Beginn der mündlichen Verhandlung zur Hauptſache vor ihr zu 
Protokoll erklären, daß ſie die Zuſtändigkeit der angerufenen Stelle vereinbaren, oder 
b) der Gegner desjenigen, der den Antrag auf Steigerung oder Minderung geſtellt hat, 
vor ihr zur Hauptſache verhandelt, ohne ihre Unzuſtändigkeit zur rügen, oder 
e) der Gegner desjenigen, der den Antrag auf Steigerung oder Minderung geſtellt hat, 
trotz ordnungsmäßiger Ladung vor ihr nicht erſcheint. 


8 

Rügt der Gegner desjenigen, der den Antrag auf Steigerung oder Minderung gestellt 15 
bevor er mündlich zur Hauptſache verhandelt, die Unzuſtändigkeit der angerufenen Stelle, ſo iſt über 
die Zuſtändigkeit durch Beſchluß vorab zu entſcheiden. 

88. 

Erklärt ſich die angerufene Stelle für unzuſtändig, ſo hat ſie das Verfahren vor die Stelle zu 
verweiſen, deren örtliche und ſachliche Zuſtändigkeit ſie für gegeben erachtet. Hält ſie die Zuſtändigkeit 
eines Pachteinigungsamtes für gegeben, ſo iſt die Verweiſung vor das örtlich zuständige Pachteinigungs⸗ 

amt auszuſprechen. 

Der Beſchluß der Kammer für Handelsſachen, durch den das Verfahren vor ein Mieteinigungs⸗ 
amt oder Pachteinigungsamt verwieſen wird, iſt unanfechtbar, desgleichen der Beſchluß eines Miet- 
einigungsamts, durch den das Verfahren vor ein anderes Mieteinigungsamt verwieſen wird. Mit der 
Verkündung des Beſchluſſes der Kammer für Handelsſachen gilt das in ihm bezeichnete Mieteinigungs⸗ 
amt oder Pachteinigungsamt als örtlich und ſachlich, mit der Verkündung des Beſchluſſes des Mieteinigungs⸗ 
amtes das in ihm bezeichnete Mieteinigungsamt als örtlich zuſtändig. Zugleich gilt das Verfahren als 
bei dem in dem Beſchluß bezeichneten Miet- oder Pachteinigungsamt anhängig. 

Der Beſchluß des Mieteinigungsamtes, durch den das Verfahren vor die Kammer für Handels— 
ſachen oder vor ein Pachteinigungsamt verwieſen wird, unterliegt der Beſchwerde an die Kammer für 
Handelsſachen. Er iſt ſchriftlich zu begründen und den Parteien von Amts wegen zuzuſtellen. Auf die 
Zuſtellung finden die SS 208 bis 210, 211 bis 213 Z. P. O. entſprechende Anwendung. Die Beſchwerde 
iſt binnen der Ausſchlußfriſt von 2 Wochen bei dem Mieteinigungsamt einzulegen, das den Beſchluß 
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erlaſſen hat. Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift. Das Mieteinigungsamt 
iſt zu einer Anderung des angefochtenen Beſchluſſes nicht befugt. Es hat die Beſchwerde vor Ablauf 
einer Woche der Kammer für Handelssachen vorzulegen. Die Kammer für Handelsſachen hat dem Gegner 
des Beſchwerdeführers oder, wenn der Gegner des Beſchwerdeführers für das Verfahren vor dem Miet⸗ 
einigungsamt einen Prozeß- oder Zuſtellungsbevollmächtigten beſtellt hatte, dieſem eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift der Beſchwerdeſchrift zuzuſtellen mit dem Anheimgeben, binnen einer von ihr beſtimmten Friſt bei 
ihr eine ſchriftliche Gegenerklärung einzureichen. Die Entſcheidung über die Beſchwerde kann ohne vor⸗ 
gängige mündliche Verhandlung erfolgen. Die Kammer für Handelsſachen hat, ſofern ſie die Beſchwerde 
nicht als unzuläſſig verwirft, oder als unbegründet zurückweiſt, auszuſprechen, welche Stelle für die 
Feſtſetzung zuſtändig iſt. Ihre Entſcheidung iſt unanfechtbar. Mit der Rechtskraft des Beſchluſſes des 
Mieteinigungsamtes oder mit der Verkündung des auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluſſes der Kammer 
für Handelsſachen gilt die in dem Beſchluß des Mieteinigungsamtes oder der Kammer für Handelsſachen 
bezeichnete Stelle als zuſtändig und das Verfahren als bei ihr anhängig. 
i § 9. 

Erklärt ſich die Kammer für Handelsſachen für zuſtändig, ſo findet eine Anfechtung des 
Beſchluſſes nicht jtatt. N 

Erklärt fi) das Mieteinigungsamt für zuftändig, jo finden die Beſtimmungen des § 8 Abſatz 3 
entſprechende Anwendung. 

8 10. 

Inſoweit eine Stelle nach den Beſtimmungen der 88 8, 9 als zuſtändig gilt, kann ſie die Feſt⸗ 
ſetzung nicht deshalb ablehnen, weil gemäß § 6 oder gemäß den Beſtimmungen der Pachtſchutzordnung 
eine andere Stelle zuſtändig ſei. = 

8 11 
i Die Feſtſetzung hat auf diejenige Höhe zu erfolgen, die zur Zeit der Feſtſetzung als angemeſſen 
erſcheint unter ⸗Berückſichtigung der zortsüblichen Steigerung oder Minderung des Miet- oder Pachtzinſes 
ſowie der beſonderen Verhältniſſe des Einzelfalls namentlich der Verbeſſerungen, die der Mieter oder 
Pächter an dem Grundſtück oder Grundſtücksteil vorgenommen hat oder noch vorzunehmen nach dem 
Vertrage verpflichtet iſt. 

Die Feſtſetzung kann für die ganze Reſtdauer des Vertrages oder für einen kalendermäßig be- 
ſtimmten kürzeren Zeitraum, der jedoch nicht kürzer als 3 Monate ſein ſoll, erfolgen. 

Erfolgt die Feſtſetzung für die ganze Reſtdauer des Vertrages, jo kann beſtimmt werden, daß 
der feſtgeſetze Betrag nach Ablauf jeweils eines kalendermäßig beſtimmten Zeitabſchnittes in dem Ver⸗ 
hältnis ſich erhöhen oder ermäßigen ſoll in dem nach dem Stande an einzelnen Stichtagen oder nach 
dem durchſchnittlichen Stande während eines Zeitabſchnittes der Wert der deutſchen Reichsmark gegen⸗ 
über “einem von der feſtſetzenden Stelle zu bezeichnenden Wertmeſſer ſich erhöht oder ermäßigt hat oder 
in einem Verhältnis, das von dem erſtbezeichneten abhängig iſt. Der Wertmeſſer ſoll hinreichend beſtändig 
der wirtſchaftlichen Nutzungsart des Grundſtücks oder Grundſtücksteils angemeſſen und das jeweilige Wert⸗ 
verhältnis der deutſchen Reichsmark zu ihm leicht feſtſtellbar fei. Das zur Zeit der Feſtſetzung beſtehende 
Verhältnis zwiſchen dem Wert der deutſchen Reichsmark und dem Wertmeſſer iſt ausdrücklich kenntlich 
zu machen. 

Erfolgt die Feſtſetzung für einen kürzeren Zeitraum als die ganze Reſtdauer des Vertrages, ſo 
kann nach Ablauf des Zeitraumes jede der Parteien bei der Stelle, welche die Feſtſetzung vorgenommen 
hat, eine erneute Feſtſetzung beantragen. N 

§ 12. 8 

Bei der Feſtſetzung kann beſtimmt werden, daß der Miet- oder Pachtzins zu anderen als den 

vertraglich vorgeſehenen Zeitpunkten zu entrichten iſt. i 
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ER 8 13. N s 
Der Feſtſetzungsbeſchluß des Mieteinigungsamtes iſt unanfechtbar. Er bedarf einer ſchriftlichen 
Begründung, wenn die Feſtſetzung nach § 11 Abſatz 3 erfolgt iſt. . 
8 14. 

Das Feſtſetzungsurteil der Kammer für Handelsſachen unterliegt der Berufung nur dann, wenn 

die Feſtſetzung gemäß § 11 Abſatz 3 erfolgt iſt. 
§ 15. 

Die Wiederaufnahme eines durch Feſtſetzungsbeſchluß abgeſchloſſenen Verfahrens des Miet⸗ 
einigungsamtes erfolgt nur unter denſelben Vorausſetzungen, unter denen nach den §§ 579, 580 3. P. O. 
die Wiederaufnahme des Verfahrens durch Nichtigkeits- oder Reſtitutionsklage zuläſſig iſt. Die Wieder- 
aufnahme nach den Grundſätzen der Reſtitutionsklage findet auch ſtatt, wenn der Gegner des Antrag— 
ſtellers vor der Entſcheidung nicht gehört iſt. Die 88 578 Abſatz 2, 581591 Z. P. O. gelten entſprechend. 
Als allgemeine Vorſchriften im Sinne des $ 585 3. P. O. ſind die Vorſchriften der Anordnung für das 
Verfahren vor den Einigungsämtern vom 29. Dezember 1920 (Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 
1921 Seite 13) anzuſehen. 


$ 16. | 
Der rechtskräftige Feſtſetzungsbeſchluß ode § I7.vechtsfräftige Feſtſetzungsurteil wirkt wie eine 
Vereinbarung der Parteien. 2 Woch 
Ss 17. 


Der Mieter oder Pächter kann binnen 2 Wochen ſeit Rechtskraft des Feſtſetzungsbeſchluſſes oder 
des Feſtſetzungsurteils das Miet- oder Pachtverhältnis zwecks Auflöſung kündigen. Die Kündigung kann 
nur zum Schluß des laufenden oder des folgenden Kalendervierteljahres erfolgen. 


5 8 18 f 
3 . 
Für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt wird eine Gebühr erhoben. Die Gebühr ent⸗ 


ſteht mit Eingang des Antrages auf Feſtſetzung bei dem Mieteinigungsamt oder mit Rechtskraft des 


Beſchluſſes auf Überweiſung vor das Mieteinigungsamt. Die Höhe der Gebühr wird nach einer vom 
Senat zu erlaſſenden Gebührenordnung berechnet. N 

An baren Auslagen werden nur die Koſten der Zeugen und Sachverſtändigen und der Ein⸗ 
nahme eines amtlichen Augenſcheines berechnet. Die Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen, die 
Einforderung eines ſchriftlichen Gutachtens und die Einnahme eines amtlichen Augenſcheines können von 
einer Vorſchußzahlung abhängig gemacht werden. 

Die Koſten des Verfahrens fallen der unterliegenden Partei zur Laſt. Beſteht die unterliegende 

Partei aus mehreren Perſonen, ſo haftet jede von dieſen als Geſamtſchuldner. Das Mieteinigungsamt 
hat von Amtswegen auszuſprechen, wer die Koſten des Verfahrens zu tragen hat. 

125 Wird das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt durch Vergleich beendet, ſo haftet jede Partei 
wenigſtens für die Hälfte der Koſten. § 88 Abſatz 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. N 

8 § 19. 
Hat eine Verweiſung des Verfahrens vor eine andere Stelle jtattgefunden, jo werden die Koſten 


für die Stelle, die verwieſen hat und die, an die verwieſen worden iſt, beſonders berechnet und ein⸗ 


gezogen. Wer die aus dem Verfahren vor der verweiſenden Stelle erwachſenen Koſten zu tragen hat, 
beſtimmt diejenige Stelle, an die verwieſen worden iſt. 5 ’ 
8 20. 
Soweit ſich nicht aus dieſem Geſetz ein anderes ergibt, finden auf das Verfahren vor den 
Mieteinigungsämtern die Anordnung für das Verfahren vor den Einigungsämtern vom 29. Dezember 


die Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten und die Boranszahlung der Gerichtskoſten (Geſetzblatt 
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1920 und § 10 der Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom gleichen Tage (Geſetzblatt für die 
Freie Stadt Danzig 1921 S. 12) für das Verfahren vor der Kammer für Handelsſachen und für das 
Berufungsverfahren vor dem Obergericht die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung und des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. n 7 
§ 21. f 5 75 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auf Erbbaurechtsverträge entſprechende Anwendung 
mit Ausnahme der Beſtimmung des 8 17. 3 
Für die Feſtſetzung der Erbbauzinſe ift eine vom Präſidium des Landgerichts zu beſtimmende 
Kammer für Handelsſachen zuftändig. : ee 
§ 22. 
Dieſes Geſetz tritt mit Rückwirkung vom 1. Oktober 1924 in Kraft. 
Danzig, den 29. Januar 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Sahm. e 
16 Bekanntmachung 


betreffend das Abkommen vom 14. Februar 1924 zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der 
Republik Polen zur Ausführung des Artikels 61 des Abkommens vom 24. Oktober 1921 betreffend 


1924 S. 96.). Vom 6. 2. 1925. Ss Tem 

Der in Artikel 10 des Abkommens vom 14. Februar 1924 zwiſchen der Freien Stadt Danzig 

und der Republik Polen zur Ausführung des Artikels 61 des Abkommens vom 24. Oktober 1921 

betreffend die Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten und die Vorauszahlung der Gerichtskoſten vor⸗ 

geſehene Austauſch der Noten zwiſchen dem Senat der Freien Stadt Danzig und der Regierung der. 
Republik Polen hat am 4. Februar 1925 ſtattgefunden. 


Fils 


Danzig, den 6. Februar 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Frank. 


17 Verordnung 
über Ergänzung bezw. Abänderung der Bekanntmachung der neuen Faſſung des Verſorgungs⸗ 
| geſetzes und des Altrentnergeſetzes vom 26. Auguſt 1924 (Geſetzbl. 1924 Seite 389 ff.). 

: Vom 2, 2, 1925. 

1. Auf Grund des 8 6 des Geſetzes betr. Einführung deutſcher Geſetze zur Abänderung des 
Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer Verſorgungsgeſetze vom 4. 4. 1924 (Geſetzbl. S. 111) 
wird folgendes bekannt gemacht: Dem $ 87 des Verſorgungsgeſetzes wird ein zweiter Abſatz 
des Inhalts hinzugefügt: a a 

„Bei einer Anderung der Grundgehälter der Beamten kann der Senat auch die 
Grundbeträge der Verſorgungsgebührniſſe ändern.“ i 

2. Der $ 111 des Verſorgungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

„ der Lauf der Friſten der SS 40, 52 und 54 beginnt früheſtens mit dem 
1. März 1923; die Friſt für den Anſpruch auf Elternrente läuft früheſtens mit dem 
31. März 1926 ab. 
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Soweit durch das Geſetz zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und 
anderer Verſorgungsgeſetze neue Verſorgungsrechte eingeräumt werden, beginnt der 
Lauf der Friſten früheſtens mit dem 1. März 1923. Die hiernach zuſtehenden Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe können rückwirkend vom 1. Dezember 1923 ab gewährt werden, 
wenn der Antrag vor dem 1. April 1925 geſtellt worden iſt.“ 
Im $ 13 des Altrentnergeſetzes muß es ſtatt „1. März 1924“ heißen „1. März 1923.“ 
4. In beiden Geſetzen muß es überall jtatt „Reichsverſorgungsgeſetz“ heißen „Verſorgungsgeſetz“. 


= 


Danzig, den 2. Februar 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereinski. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil J Ausgabe A u. B je 2,25 G, e) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. . 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

> Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
a Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig 


